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Lars Allolio-Näcke
Eine Generation protestiert und gibt auf
Analysen eines gescheiterten Protestes
Dem Beitrag liegt ein Vortrag zugrunde, den der Autor während der Studierendenproteste 
im Herbst 2009 im Audimax der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg g e­
halten hat. Gegenstand der Rede waren die Forderungen der Studierenden und deren In­
konsistenz, Widersprüchlichkeit und Undurchdachtheit. Für diesen Beitrag wurde die Rede 
in Textform überarbeitet sowie ein Resümee der seither beschlossenen oder geplanten Ver­
änderungen gezogen. Und letzteres fä llt  erwartungsgemäß noch schwärzer aus als vor 
den Protesten. Die Studierenden bekommen alles, was sie gefordert haben -  aber sicher 
nicht in der intendierten Form.
Schlüsselbegriffe: Studierendenproteste 2009, Bologna-Reform, Bologna-Prozess, KMK, 
Bachelor
Im Herbst des vergangenen Jahres haben sich die bundesdeutsche wie die 
europäische Studierendenschaft endlich lautstark mit Protest und Beset­
zung des Audimax der jew eiligen Universitäten zu dem geäußert, das als 
Bildungsreform mit dem wohlklingenden Namen der ehrwürdigen italie­
nischen Stadt Bologna für sich wirbt. Dass es hierbei schon lange nicht 
mehr nur um eine Reform des europäischen Bildungssystems geht, son­
dern dass damit verschiedenste Interessen von W irtschaft und Politik 
verflochten sind, schien sich aber bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht bis 
in die Seminarräume herum gesprochen zu haben. Diesen Eindruck ge­
winnt man jedenfalls, wenn man sich etwas ausführlicher mit den Forde­
rungskatalogen befasst, die die Studierenden aufstellten und den Univer­
sitätsleitungen und Bildungsministerinnen überreichten. Die Einsicht, die 
ihnen -  noch -  fehlte, lässt sich pointiert wie folgt zusammenfassen: >Bo- 
logna< ist in der Bundesrepublik Deutschland zum wohl größten Geldum­
verteilungsprozess nach der W iedervereinigung geworden.
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Ein Blick in die Vergangenheit hätte hier helfen können, denn bereits 
1998  konnte man allseits lesen, Wohin die Reise gehen  soll... (van Oorschot 
& Allolio-Näcke, 2007]. In der sogenannten Sorbonne-Erklärung lassen 
sich schon die entscheidenden W eichenstellungen finden, die zu den 
heutigen Entwicklungen geführt haben -  und die vorhersehbar gewesen 
wären, hätte man sie ernsthaft zur Kenntnis genommen. Dann hätten sich 
die Studierenden frühzeitig gegen die Grundtendenzen richten können 
und würden heute nicht handlungsunfähig vor einem Bürokratiem onster 
stehen, dessen Symptome sich zwar beklagen lassen und gegen das man 
allenfalls kosm etische Korrekturen einfordern kann, welches sich aber 
selbst nicht mehr vor die universitäre Tür setzen lässt. Was also steht in 
der Sorbonne-Erklärung?!
Einführung eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer 
Abschlüsse [...] mit dem Ziel, die arbeitsm arktrelevanten  Qualifika­
tionen der europäischen Bürger [...] zu fördern. Einführung eines 
Systems, das sich im wesentlichen auf zwei Hauptzyklen stützt [...].
Der nach dem ersten Zyklus erw orbene Abschluß attestiert eine 
fü r  den europäischen Arbeitsm arkt relevante Qualifikationsebene 
(1 998 , S. 3f.; kursiv LAN].
Übersetzt man diesen Text, dann spricht er klar aus, worum es von An­
fang an ging: (1] um die Ökonomisierung von Bildung, was heißt Bildung 
zur Ausbildung im ersten Studienabschnitt zu degradieren; was zur logi­
schen Folge hat, dass (2] diese Ausbildung entsprechend schlechter zu 
entlohnen ist, da die >Studien<- oder besser Ausbildungszeiten nicht ver­
längert, sondern verkürzt werden sollen. Warum hat das damals niem an­
den aufgeschreckt? Vielleicht weil nur der einzige ins Deutsche überstetz- 
te, sinnentstellte und verharm losende Passus auf der Homepage des 
BMBF gelesen wurde, der lautet: »Einführung eines Systems leicht ver­
ständlicher und vergleichbarer Abschlüsse und ein zweistufiges System 
von Studienabschlüssen (undergraduate/graduate] zu schaffen« (BMBF, 
o. J.]. Was bezw eckt eine Regierung, die eine solche Informationspolitik 
betreibt? Und vor allem, wie soll man von ihr etwas Substanzielles als 
Antwort auf die Studierendenproteste erwarten, das belastbar und zuver­
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lässig ist? Transparenz und Dienst an den Bürgerinnen stehen hier eben­
so in Zweifel wie Verbesserungen -  sei es in Richtung Bildung oder in 
Richtung finanzielle Ausstattung der Hochschulen. Man darf zurecht An­
stoß daran nehmen, dass als Reaktion auf die Proteste Politikerinnen wie 
Rektorinnen den Studierenden beipflichten, ihre Kritik loben und V erbes­
serungen versprechen, während sie die Kritik und Unfähigkeit zur Umset­
zung der Reform nach unten an die Professorinnen durchreichen.
Das lässt verm uten -  und zum Teil hat sich dies schon als Realität her­
ausgestellt - ,  dass die geplanten Nachbesserungen eher minimale Zuge­
ständnisse sind oder die Situation w eiter verschlim mern. Sie nehmen 
Druck aus dem Kessel, aber die Suppe bleibt nicht die gleiche -  sie wird 
öd und schm eckt fad. Ob sie dann auch noch nährt, etwa indem sie Absol- 
ventlnnen arbeitsm arktfähig macht, muss erst noch unter Beweis gestellt 
werden. Generell gilt: Die aktuellen Reförmchen der Reform werden des­
halb so willig durchgeführt und als berechtigte Kritik angesehen, weil sie 
letztlich unterm Strich nichts kosten -  und wenn sie etwas kosten, wie die 
BaföG-Erhöhung, einem Vielfachen an Ersparnis gegenüberstehen. Die 
Rechnung ist einfach: Ein Bachelor-Abschluss (Ausbildung] wird monetär 
nicht dem Diplom oder Magister gleichgestellt, sondern die Entlohnung 
wird sich am Niveau der Fachhochschulabsolventen (vgl. KMK, 2 0 08 , S. 
11] oder eher noch dem der Berufsakademien orientieren. Ausbildung 
statt Bildung -  mehr nicht. Und das heißt Monat für Monat einige hundert 
Euro weniger Verdienst (in der Eingangsstufe des TV-L kann das bis zu 
80 0  Euro Brutto pro Monat bedeuten!]. Die Unternehmen sollten sich 
nicht beschw eren, wenn die Absolventinnen zwar nicht mehr so gut ge­
bildet wie früher, dafür aber wesentlich billiger sind. Da nimmt man 
schon in Kauf, dass nun die bereits reduzierten Studienpläne w eiter aus­
gedünnt werden und die eigentliche Qualifizierung in die Berufseinstiegs­
phase verschoben wird, wo noch universitär gebildete Akademikerinnen 
ihr know how  an die nunmehr Ausgebildeten weitergeben sollen.
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G ru n d le g e n d e  Ü b era rb e itu n g  des aktuellen  S tud iensystem s
Das ist nämlich die Folge, denn die Studierenden forderten die Reduzie­
rung der Arbeitsbelastung, des Notendrucks und der psychischen Bela­
stung. Also werden Module zusam mengestrichen, ECTS-Punkte reduziert 
und Prüfungsleistungen zusammengefasst. Eine fatale kosm etische Kor­
rektur, denn dabei stehen nicht inhaltliche Aspekte im Vordergrund, nach 
denen aussortiert wird, sondern rein quantitative Überlegungen bestim ­
men, wie viele Punkte und damit welche Lehrveranstaltungen gestrichen 
werden. Dass die meisten Studiengänge so vollgestopft sind, ist kein 
handwerklicher Fehler, wie im Verlauf der Proteste von der Politik be­
hauptet, sondern war zum eist der Versuch, von Bildungsinhalten zu ret­
ten, was zu retten ist. Insofern hat man die Studiengänge vollgestopft mit 
Dingen, von denen HochschullehrerInnen denken, dass diese wichtig sind, 
um eine akademische Bildung zu erhalten. Mit der Forderung, noch mehr 
an Inhalten zu kürzen und die Anforderungen herunterzusetzen, nehmen 
sich die Studierenden selbst die Chance, noch ein wenig Teil zu haben an 
etwas, das man Bildung und Persönlichkeitsbildung nennt. Jeden Teil, der 
wegfällt, werden sie später bitter bereuen und m onetär in Zusatzausbil­
dungen erw erben müssen. Das ist die Logik eines effizienten, kurzen und 
nur auf das notwendigste beschränkten Studiums m erkantiler Art.
Dies ist kein Horrorszenario, sondern bereits Realität. Das Vorbild 
nennt sich LehrerInnenbildung. Inhalte sind hier schon lange nicht mehr 
wichtig, Didaktik und Pädagogik stehen im Mittelpunkt -  weil die Inhalte 
ausgedünnt wurden. Muss man sich wundern, wenn die SchülerInnen 
nicht mehr angemessen inhaltlich unterrichtet werden und wesentliche 
Defizite aufweisen, wenn sie an die Universität wechseln?
W eitere Forderungen unter diesem Stichpunkt waren die Flexibilisie­
rung des Studiums und die Ausweitung der Studiendauer. Beides ist 
schnellstmöglich um gesetzt worden. Wir haben nun ein Teilzeitstudium, 
was höchst sinnvoll, aber durch die Modulstruktur fast nicht zu studieren 
ist; und wir haben die Zusage der Politik, dass ein Bachelorstudium 8 Se­
m ester dauern kann. Nicht nur, dass die angestrebte Verkürzung der Stu­
diendauer dadurch in Frage steht, der Sinn und Zweck der Reform steht
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insgesam t infrage. Studierende investieren nun wertvolle Lebenszeit für 
ein Bachelorstudium, für das sie genau so lange brauchen wie die 
Studierenden vor ihnen fürs Diplom -  die hatten eine Regelstudiendauer 
von 9 Semestern. Dass sie damit betrogen werden, scheint den Studieren­
den jedoch nicht aufgegangen zu sein, denn die Differenz, die sie 
erw irtschaften müssten, um eine annähernd vergleichbare Rente zu 
erhalten, werden sie nie ausgleichen können.
Ebenfalls in diesen Forderungskreis gehört diejenige nach der Mög­
lichkeit selbstbestim m ten Lernens. Selbstbestim m tes Lernen heißt auch, 
so der W ortlaut der Forderung, dass die Anwesenheit nicht kontrolliert 
wird. Auch diese Forderung ist nur ein Scheingefecht. Es geht doch gar 
nicht um Anwesenheitskontrolle, niemand will irgendjemanden gängeln. 
Bei solchen Regelungen geht es vor allem darum, den Prüfungsaufwand 
noch handhabbar zu machen. Im >alten< Studiensystem bedurfte es einer 
Prüfung, egal ob man vier Sem ester anwesend war oder nicht. Heute soll 
der Abschluss objektiver und gerechter werden als nur diese eine Beno­
tung. Und das hat zur Folge, dass frühzeitig Teilleistungen abgeprüft w er­
den, die in eine Endnote eingehen. Die einfachste Variante, eine Leistung 
zu erbringen, ist der Sitzschein. Nur anwesend zu sein -  mehr nicht -  
heißt, die Leistung ist erbracht. Selbstbestim m t wird Lernen nicht da­
durch, dass man nicht anwesend sein muss, sondern selbst entscheiden 
kann, wie man sein Studium in welcher Reihenfolge durchläuft. Das aber 
ist in Bachelor- und Masterstudiengängen gerade nicht mehr gew ährlei­
stet. Sie müssen, linear aufbauend oder neudeutsch konsekutiv, ein Modul 
nach dem anderen studiert werden; es müssen fast immer alle Veranstal­
tungsarten gehört werden, auch wenn einer/einem eine Vorlesung gar 
nicht liegt. Selbstbestim mung ist etwas ganz anderes.
Eine wirklich sonderbare Forderung war die nach der Akkreditierung 
aller Studiengänge, denn mit dieser Forderung erlauben die Studierenden 
Politik und W irtschaft, direkt in die Studien einzugreifen und deren Inhalt 
wie Verlauf zu bestimmen. Sie machen damit freilich den Bock zum Gärt­
ner. Sie brauchen dann gar nicht mehr eine Vernetzung von Universität 
mit der W irtschaft zu fordern; hier liegt sie handfest zu Tage, sie ist Reali­
tät! Der Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland ge­
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hören 4  H ochschulvertreterinnen (Professorinnen], 4  Landesvertreterin­
nen (M inisterien], als V ertreterinnen der Berufspraxis 2 Gewerkschafte- 
rinnen (iG Metall und ver.di], 2 Vorstände (BMW AG und Telekom AG] 
sowie ein/e w eitere/r Ministeriale/r, 2 Studierende und schließlich 2 i n ­
ternationale V ertreterin n en  aus W irtschaft und W issenschaft an, den von 
ihr berufenen Agenturen, wie das Akkreditierungs-, Certifizierungs- und 
Qualitätssicherungs-instituts (ACQUiN], eine variable Anzahl der gleichen 
Kategorien ohne M inisterienvertretung. Allein die beschriebene Zu­
sammensetzung m acht schon klar, dass die in den Agenturen Arbeitenden 
weder in der Lage sind, selbstständig eine W issenschaft zu bew erten, 
noch das ganze W issenschaftsspektrum  einzuschätzen. Also arbeiten sie -  
im besten Falle -  im Prinzip wie Unternehmensberatungen: »Sie holen 
sich das Fachwissen von denen, von denen sie sich bezahlen lassen« 
(Brenner, 2 0 07 , S. 86f.], also den Hochschulen; im schlimmsten Falle 
hingegen entscheiden sie selbst, denn » [d]ie Akkreditierungskommission 
kann zu ihren Beratungen externe Experten als Gäste zuziehen. [...] Gäste 
und Beobachter besitzen kein Stimmrecht« (ACQUiN-Satzung, §9 Abs. 1]. 
W elchen Sinn solche Agenturen haben, weiß keiner, außer dass sie Pseu- 
dobjektivität gewährleisten sollen, Unmengen an Geldern verschlingen 
und Lehrkapazitäten binden, denn die als Gäste und Beobachterinnen 
bezeichneten Expertinnen und Gutachterinnen sind in der Regel deutsche 
Hochschulprofessorinnen. Abgesehen von den Kosten, die dem/der Steu­
erzahler/in zur Last gelegt werden, ist die Zusammensetzung der Agentu­
ren mit am »W irtschaftsleben Beteiligten, die von der Arbeitgeber- und 
der Arbeitnehm erseite vorgeschlagen« werden, äußerst fraglich, zumal zu 
den Qualifikationsanforderungen der Beteiligten keine Angaben gem acht 
werden. Was prädestiniert eine/n Vorstandschef/in zur Begutachtung 
und Bewertung eines Fagott-Studiums, der Slawistik oder auch nur der 
Mathematik? Warum dürfen im Akkreditierungsrat V ertreterinnen der 
Ministerien (staatliche Verwaltung] sitzen, wo doch Artikel 5 Abs. 3 GG 
Forschung und Lehre dem staatlichen Zugriff bew usst entzieht, indem er 
beide für »frei« erklärt? Bedenklich. So ist es »gekommen, wie es kommen 
musste: Es hat sich eine Funktionärskaste herausbildet, die gemeinsam 
mit den Experten der Agenturen und fernab von jeder öffentlichen W ahr­
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nehmung und parlam entarischen Kontrolle die Definitions- und Exekuti­
onsm acht über die deutschen Hochschulen ausübt« (Brenner, 2007 , S. 87].
Als eine Nebenfolge nimmt diese Forderung in Kauf, dass mit der Ak­
kreditierung die Autonomie der Hochschule abgeschafft wird. Und was 
dies bedeutet, wissen wir schon lange: Dann bilden Universitäten nur 
noch nach wirtschaftlichen und politischen Interessen aus. In weiten Tei­
len der Medizin und der Naturwissenschaften ist die Auftragsforschung 
bereits eine um sich greifende Realität. Was, wenn dies auf den kritischen 
Geist der Philosophischen Fakultäten übergriffe?
Dem Motto folgend, wenn man das zweigliedrige Studium nicht ab­
schaffen will oder kann, so fordere man den Zugang zum zweiten Ab­
schnitt gleich für alle, wurden Masterplätze für jede/n Bachelor-Absol- 
venten/-in gefordert. Davon abgesehen, dass eine solche Forderung nur 
dazu führen wird, dass einige wenige mehr zum Masterstudiengang zuge­
lassen werden, ist diese Forderung nicht nur utopisch, sie ist trotz ihrer 
Systemwidrigkeit systemkonform, weil sie am zweigliedrigen Modus und 
dem Ausbildungscharakter festhält. Es ist beabsichtigtes Ziel der Reform 
des Studiums in ein zweigliedriges System, der Masse einen billigen, ar­
beitsqualifizierenden Abschluss zukommen zu lassen und nur einer Elite 
(hier oszillieren die Prozentzahlen um die 30] Bildung zu gewähren, 
sprich sie zu einem Masterstudium zuzulassen. Solange man also an die­
ser zweigliedrigen Struktur Bachelor/Master festhält, kann diese Logik 
nicht durchbrochen werden. Mit der Beibehaltung des Systems nimmt 
man bew usst in Kauf, dass noch mehr Menschen Bildung verw ehrt wird.
Wie man auf solche Zahlen kommt? Es ist schlicht kein Geld da, um je ­
dem ein Masterstudium zu finanzieren. Bologna wurde nicht ins Leben ge­
rufen, um irgend etwas besser zu machen: der klamme Staat hat kein 
Geld. Und er ist nicht bereit, noch mehr Geld aufzuwenden. Genau dieser 
Logik folgt der gesam te Umbau des Bildungssystems: Die Herabsetzung 
der ProfessorInnengehälter zur W-Besoldung, die Beschaffung von zu­
sätzlichen Einnahmen über Studiengebühren, die m assenhafte Zulassung 
privater Hochschulen, eine schnelle Studierbarkeit in möglichst kurzer 
Zeit. Der Staat spart, wo es geht, und er wird an den derzeitigen Bachelo- 
rabsolventInnen lebenslang sparen: die öffentliche Hand wird diese nicht
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als AkademikerInnen bezahlen -  es geht um die massive Senkung von 
Löhnen und Gehältern und damit um Milliarden Entlastungen der Perso­
nalhaushalte der Länder und des Bundes. Und das im W esentlichen zu 
Lasten der AbsolventInnen der Philosophischen Fakultäten, denn der 
Hauptarbeitgeber ist hier nach wie vor die öffentliche Hand. +
In einem Punkt möchte ich noch zum Nachdenken ermuntern, denn 
Zahlen und Summen kann man nur im Zusammenhang verstehen. Im Jahr 
2 0 0 9  wurde beim Bildungsgipfel in Dresden beschlossen, die Ausgaben 
für Bildung und Forschung bis 2 0 1 5  auf zehn Prozent des Bruttoinlands­
produktes (BIP] zu steigern. Im November 20 0 9  meldete die Finanzmini­
sterkonferenz (FMK] Vollzug. Die FinanzministerInnen hatten nämlich 
ausgerechnet, dass es nicht nötig sei, auf diesem Feld noch m ehr  Mittel 
einzusetzen. Das genau vor zwölf Monaten auf dem Bildungsgipfel in 
Dresden verabredete Finanzziel werde bereits in diesem Jahr erreicht 
(dpa]. Wie schnell das geht: Wo ein politischer Wille, da auch ein Weg! 
Nur hat das ganze einen Haken: Nicht die Mittel wurden erhöht, sondern 
das BIP ist infolge der Finanz- und W irtschaftskrise gesunken, sodass die­
se Quote zu Stande kommt. Niemand ist gewillt -  und auch nur finanziell 
in der Lage -  mehr Geld in dieses System zu pumpen. Das wenige Geld, 
das man hat, wird in >Exzellenz<-Universitäten fließen, der Rest w eiter 
ausgehungert. Noch sind wir in der Lage Bildung zu verm itteln, dauert der 
Prozess aber länger, wird es keinen wissenschaftlichen Nachwuchs mehr 
geben, der in der Lage ist, mehr als W issen zu verm itteln, was heißt Ab- 
solventlnnen em ployable  zu machen, auszubilden.
Sich widersprechend forderten die Studierenden Mobilität und Siche­
rung bzw. W iederherstellung der Vielfalt des Studiums zugleich. Aber war 
es nicht Sinn und Zweck der Profilbildung von Universitäten, attraktiv für 
Studierende zu sein? Schwerpunkte zu bilden aber heißt, an anderer 
Stelle zu sparen. Würde überall ein breites Studium in allen Möglichkeiten 
möglich sein, warum sollten Studierende dann die Hochschule wechseln? 
Und wieso zu wenig Studienvielfalt? Studierende können heute alles Mög­
liche studieren, wenn sie das wollen -  zum eist Studiengänge, die Kopfge­
burten sind und die niemand auf dem Arbeitsm arkt benötigt, wie z. B. 
B u sin ess Ethics<« (Liessmann, 2006 , S. 112]. »Kultur, Individuum und
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Gesellschaft« (an der Ruhr-Universität Bochum], »Gesellschaften, Globali­
sierung und Entwicklung« (an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Uni- 
versität Bonn] etc. Zumindest ist deren Bedarf auf dem Arbeitsm arkt 
höchst um stritten. So differenziert und diversifiziert war Studieren in 
Deutschland nie! Und das ist unter dem Aspekt der Persönlichkeitsbil­
dung wirklich begrüßensw ert; ob es für Studierende und den Arbeits­
m arkt wünschensw ert ist, wird die zukünftige Praxis zeigen.
Zuletzt wird der numerus clausus als Feststellung der Studieneignung 
als nicht ausreichend abgelehnt, ohne wirklich eine Alternative vorzu­
schlagen. Wie auch?! Entweder werden neue zentrale Zusatzkriterien for­
m uliert oder den Hochschulen noch mehr Auswahl- und damit Aus­
schlussmöglichkeiten von Studierenden an die Hand gegeben. Letzteres 
sollte man tunlichst verhindern, denn noch immer entscheidet im W e­
sentlichen die Herkunft und das Aussehen in Deutschland, ob jemand in 
einem persönlichen Auswahlgespräch eine Stelle bekom m t oder nicht. 
Das kann man in jedem guten Lehrbuch der Arbeits- und Organisations­
psychologie nachlesen. Solche Auswahlverfahren erfordern Eloquenz -  
genau das haben sogenannte bildungsferne Schichten nicht. Fordert man 
zudem schriftliche Leistungen, siebt man nochmals Studierende aus. Zwar 
mag auf dem Zeugnis die Note 2 in Fach Deutsch stehen, aber schaut man 
sich Sem inararbeiten der letzten vier Sem ester an, so sind mindestens 
10%  der Studierenden nicht in der Lage, einen logisch-stringenten, zu­
sammenhängenden Text zu schreiben -  ganz abgesehen davon, dass er 
auch w issenschaftlichen Kriterien entsprechen soll. Dies zeigt, dass die 
Adressatin die Falsche ist: Es bedarf eines Umbaus des Schulsystems, 
nicht des universitären Auswahlsystems, da dort die W eichen gestellt 
werden. Dort werden Bildungschancen eröffnet oder für immer zuge­
schüttet -  nicht an der Universität.
Verb esserun g  d er  S tu d ie n b e d in g u n g e n
Die Studierenden forderten zusätzliche Vergabe von Dozenturen an den 
Hochschulen -  wissen sie eigentlich, dass Sprache W elt strukturiert? »Die 
Grenzen m einer Sprache bedeuten die Grenzen m einer W elt« (Wittgen-
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stein, 2003 , 5.6]. Dozentur und Dozierende sind Unwörter der gesamten 
Bologna-Reform geworden. Sie stehen für Lehrprofessuren oder Lehr­
kraft für besondere Aufgaben (LfbA] -  zumeist sehr unattraktive Jobs, die 
sich auf Lehrverpflichtungen beschränken, keinen Forschungsanteil ha­
ben und vor allem im Falle der LfbA durchweg befristet sind. Natürlich 
kann man einfach darüber hinwegsehen, dass sie keine Professuren for­
derten, jedoch hat der naive Sprachgebrauch Methode. Ein anderes Bei­
spiel sind weibliche Bezeichnungen von Menschen bzw. Handlungsträ­
gern. Diese tauchen im Kontext der Studierenden-Proteste gar nicht -  
oder nur sehr verzögert und zögerlich -  auf. Gibt es keine Studentinnen 
mehr? Soll es keine mehr geben? Oder setzt sich die männlich dominie­
rende Form erneut durch (vgl. Costa & Mendel in diesem Heft] und zeigt 
auf der Oberfläche an, dass die Emanzipationsbewegung im Allgemeinen 
wie die akademische Frauenförderung im Besonderen gescheitert sind?
Wie man letzteres beantw ortet, oder ob es sich um sprachliche Nach­
lässigkeit handelt, muss offen bleiben. Die Forderung nach Dozenturen 
allerdings fordert eindeutig W issen und nicht Bildung -  auch wenn es 
floskelhaft im Forderungskatalog heißt, Bildung sei ein existenzielles Gut 
der Gesellschaft. W issen fordern die Studierenden und sie erhalten es 
willfährig. Sie werden eine Generation sein, die so viel weiß, wie keine 
andere -  nur eines werden sie nicht können: dieses W issen verdauen und 
verstehen, dass heißt in erster Linie aber auch, dass sie es nicht anw en­
den können.
Worum es in der Unterscheidung von W issen und Bildung geht, ist die 
Frage, ob man das, was man weiß, verstanden und som it reflexiv durch­
drungen hat, durch Verknüpfung von W issensinhalten angemessen erklä­
ren und weiterdenken kann; nichts anderes hatte Humboldt von der Bil­
dung gefordert: ein mit Kant begründetes, theoretisch wie praktisch ver­
nünftiges Individuum, das sich selbst in der Auseinandersetzung mit der 
gegenständlichen W elt kreativ (er]findet, und durch das wiederum der 
Mensch zu sich selbst findet. W issen dagegen bedeutet lediglich, dass man 
einen W issensinhalt gelernt, sich gem erkt hat und bei Bedarf abrufen 
kann. Bildung verw eist also auf mehr als nur die reine Kenntnis, sie ver­
w eist zugleich auf imago (Bild] und creatio  (Bildung]. Warum Descartes in
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seinen M editationes de prim a philosophia  (1 9 8 6 ] zu dem Schluss kommt, 
»cogito, ergo sum«, ist aus der W issensperspektive nicht von Bedeutung. 
Wichtig ist, dass man weiß, dass er es sagte. Dass an diesem folgenreichen 
Satz unser gesam tes neuzeitlich-modernes Denken und Streben entstan­
den und noch immer durch ihn bestim m t ist, kann vernachlässigt werden. 
Was sagt uns schon ein Satz aus dem Jahre 1641, wenn die heutige >Halb- 
wertszeit< des W issens lediglich von Bildungsreform zu Bildungsreform 
reicht. Dass mit der Negation der Frage nach dem Warum auch die nach 
W ahrheit und Erkenntnis obsolet wird, ist nur konsequent
Neben der Forderung nach Dozenturen fordern die Studierenden ein 
umfassendes Stipendiensystem, welches die finanzielle Situation der Stu­
dierenden stark zu berücksichtigen hätte. Nun bekommen sie ihr Stipen­
diensystem. Ein Grund zur Freude? Geplant ist, 10%  der Studierenden in 
den Genuss eines Stipendiums kommen zu lassen, wobei dieses nicht nach 
Einkommen gestaffelt verteilt wird. Sozial ungerechter als ein Stipendien­
system ist kein vergleichbares instrum ent! Zudem sollen diese Stipendien 
wohl zur Hälfte von privaten Geldgeberinnen und der W irtschaft finan­
ziert werden, wie dies in Nordrhein-W estfalen vorgem acht wurde. W el­
che Abhängigkeiten und Loyalitäten dadurch entstehen -  darf man sich 
angesichts der Forderung selbstbestim m ten Lernens ruhig noch einmal 
durch den Kopf gehen lassen.
Zentra l is ierung  des B ildungssystem s
Letztlich wird mit dieser Forderung jede Form des W iderstandes und der 
Diversifikation aufgegeben. Man mag sich gar nicht ausmalen, was es 
bedeutet, wenn die Bundesbildungsministerin nach unten durchexekutie­
ren kann! Stattdessen sollte man den Förderalismus preisen, und dass Bil­
dung Ländersache ist, sonst sähe die Bildungslandschaft in Deutschland 
noch weitaus schlimm er aus, als sie es je tz t ist. Es ist illusorisch zu glau­
ben, dass es in einem vom Bund durchregierten Bildungssystem w eiter­
hin so viele Universitäten geben wird, dass die Finanzierung auch von Or­
chideenfächern, wie gefordert, vom Bund gestem m t werden kann! Zentra­
lisierung führt in erster Linie zu Uniformität, diese wurde ja  ausdrücklich
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mit anderen Forderungen abgelehnt. Das aber ist das Ziel von Bologna -  
überall das gleiche Studium anzubieten -  bis zum Bachelor, um dann im 
M asterbereich zu diversifizieren. Zuvor aber definitiv nicht. Dass diese 
Vereinheitlichung noch nicht Realität ist, verdanken wir nur dem W ider­
stand des Föderalismus! Die Psychologie hat es vorgemacht, was es heißt, 
zu zentralisieren.1 Dort hat die Deutsche Gesellschaft für Psychologie die 
Macht an sich gezogen. Was ist daraus geworden? W er heute Psychologie 
studiert, studiert an jeder Universität das gleiche Curriculum. W ollten die 
Studierenden nicht Mobilität? Wozu?
W a s  hat d e r  Protest gebracht?
Neben dem schon erwähnten geplanten Stipendienprogramm, von dem 
bisher noch nicht einmal klar ist, wer die Verwaltung und die Finanzie­
rung desselben übernehmen und personell stemmen soll (wahrscheinlich 
die Universitäten selbst, aber von welchem Geld und mit welchem Perso­
nal?], ist eine BaföG-Erhöhung vorgesehen, von der auch noch nicht klar 
ist, ob und wann sie kommt. Anvisiert ist Oktober 2010 , die Höhe ist unklar.
In einem ersten -  und wahrscheinlich übereilten -  Beschluss hat die 
Kultusministerkonferenz (KMK] in ihrer 328. Plenarsitzung am 10. De­
zember 2 0 0 9  »Eckpunkte zur Korrektur der Ländergem einsam en Struk­
turvorgaben fü r  die Akkreditierung von Bachelor- und M asterstudiengän­
gen  und der Rahmenvorgaben fü r  die Einführung von Leistungspunktsyte- 
men und die Modularisierung« (KMK, 2 0 0 9 ] beschlossen. Wie sehen diese 
aus? Auf den ersten Blick sind es nur Kleinigkeiten, die sich in verschie­
denste Formulierungen verästeln, doch die Crux liegt im Detail, wie der 
gemeinnützige Verein Centrum fü r  Hochschulentwicklung (CHE, 2009 ] 
darlegt. Zudem »beruhe der Beschluss indes nicht auf einer Analyse der 
gegenwärtigen Situation« und setzte deshalb »keine hinreichenden Inter­
pretationsgrenzen« (ebd., S. 3].
Zur Frage der Verbesserung der Studierbarkeit und der Mobilität, ist 
der KMK nichts Neues eingefallen, denn was sich in der Korrektur findet, 
stand bereits in der Fassung der Rahmenvorgaben von 2 0 0 4  (vgl. KMK, 
2 0 04 ]. Lediglich die Nicht-Überschreitungsgrenze von Bachelor und Ma­
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ster zusammen von insgesam t 5 Jahren wurde gelockert. Ansonsten bleibt 
alles beim Alten: Bachelor 6 -8  Sem ester, Master 2-4. Warum die Hoch­
schulen jedoch zumeist die Untergrenze von 6 Sem estern wählten (nur 
25%  haben längere Bachelor-Studien], erklärt der CHE (2 009 , S. 3] ein­
leuchtend: Um dem Master noch ein w issenschaftliches Profil geben zu 
können, benötigt man eben mehr Zeit als 2 Sem ester. Insofern wurde der 
Bachelor auf die Zeit beschränkt, die er vom Master her gesehen maximal 
einnehmen kann. Wird es nun mehr längere Bachelorstudien geben? 
W ahrscheinlich nicht, denn Mobilität wäre dann fast völlig ausgeschlos­
sen, wenn ein Bachelor z. B. an einer Universität 7 Sem ester dauert, an 
einer anderen 6 und an einer dritten sogar 8. Das ganze System -  und 
darauf w eißt der CHE (20 0 9 , S. 4] zurecht hin -  funktioniert nur, solange 
man denklogisch an einer Hochschule bleibt. Es bleibt also, wie es derzeit 
ist: Keine Mobilität, kurzer Bachelor.
Auch bei den ECTS-Punkten hat sich nichts geändert, es bleibt bei 180 
für den Bachelor, 300  für den Master. Allerdings fiel die Formulierung, 
dass in der Regel 60  Punkte pro Studienjahr zu erreichen wären. Aber mit 
dem bereits Ausgeführten zusammengenommen, ist hier nicht mit >Entla- 
stungen< zu rechnen -  es sei denn, man streicht großzügig am Inhalt und 
vergibt mehr ECTS-Punkte auf den verbleibenden dünnen Rest. Und ge­
nau das scheint die Konsequenz zu sein, wenn man hierzu die Ausführun­
gen zum w orkload  parallel liest. Dieser wird nämlich en passant  auf durch­
schnittlich 35 (32 -39 ; bisher 39] Stunden pro Woche gesenkt, w om it sich 
eine jährliche Reduktion um 200  Arbeitsstunden ergibt. Das heißt nume­
risch: ein ECTS-Punkt ist keine 30 Arbeitsstunden, sondern nur noch 2 6 ­
27  Stunden wert. Da sich die Studienleistung primär aber nicht in ECTS- 
Punkten, sondern in Zeitstunden (w orkload ] definiert, heißt das in Kon­
sequenz M ehrarbeit für die Studierenden -  oder wie bereits vielfach zu 
beobachten, eine entsprechende Streichung von Inhalten unter gleichzei­
tiger Erhöhung der ECTS-Punktzahl für den verbleibenden Rest: Mehr 
Zeit zum Verdauen des Stoffs also ja, aber dafür nur noch Appetithäpp­
chen davon. W er wirklich verstehen will, muss annähernd gleich oder 
noch mehr arbeiten. Nur so kann man sich das Loblied auf das Selbststu­
dium, das die KMK anstim m t (2 009 , S. 2], erklären. Und:
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interessanterw eise führt übrigens die Senkung der Jahresstudien­
arbeitszeit nicht zwingend zu einer Absenkung der Präsenzlehr­
stunden. Vielmehr kann (und wird in vielen Fällen] die Präsenz­
lernzeit beibehalten werden und die Absenkung durch eine Kür­
zung der vorgesehenen Stunden für die Selbststudienzeiten erfol­
gen. Diese sind nämlich oft als >Restgröße< ausgewiesen (CHE, 
2009 , S. 8].
Jubeln werden die Studierenden über die Empfehlung, die Prüfungslei­
stungen zu reduzieren; jeder und jedem an einer Universität Unterrich­
tenden dürfte es flau im Magen werden. Nachzuvollziehen ist noch, dass 
die bisher verbreiteten Teilprüfungen in eine Modulprüfung zusam men­
gefasst werden soll. Das reduziert jedoch zum einen die Anzahl der Noten, 
die zur Endnote beitragen, und wird der Forderung nach Transparenz 
und m ehr Objektivität von Prüfungsleistungen ebenso nicht gerecht, wie 
zu befürchten ist, dass dann (es gibt Spezialwissen!] entweder bestimmte 
Lehrinhalte nicht mehr abgeprüft (Jeder kennt die berüchtigte Frage und 
ihre Konsequenz: Studi: » ist das prüfungsrelevant?« Prof: »Nein« - Stu­
dentin >schaltet ab<] oder die Teilprüfungen zu einer großen Gesamtprü­
fung zusam mengefasst werden und es so zu einer auf einen Zeitpunkt 
kumulierten Mehrbelastung kommt. Dass allerdings m ehrere  Module mit 
einer  Prüfung abgeschlossen werden können, kommt dem alten Studium 
wieder gleich, reduziert nochmals die Notenzahl und erhöht ebenfalls den 
zeitlichen Rahmen einer solchen Prüfung -  will man nicht auf die meisten 
inhalte verzichten. Mit der Empfehlung, den Prüfungsumfang auf das 
»notwendige Maß« zu beschränken, ist eine Diskussion darüber vorpro­
gramm iert, wer denn nun das »notwendige« und wer das fakultative W is­
sen verm ittelt, gerade bei Modulen an denen unterschiedliche Fächer be­
teiligt sind. Dann ist es eigentlich nur konsequent, was die KMK als Alter­
native empfiehlt: »Die Vergabe von Leistungspunkten setzt nicht zwin­
gend eine Prüfung, sondern den erfolgreichen Abschluss des jeweiligen 
Moduls voraus« (2 009 , S. 3]. »Erfolgreicher Abschluss« heißt übersetzt in 
die alte Universitätssprache »benoteter Schein« (denn es soll keine Prü­
fungsleistung abgelegt werden]. Problematisch ist dabei gar nicht der
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befürchtete Qualitätsverlust (vgl. CHE, 2 0 09 , S. 7] als vielmehr die Vor­
stellung, dass es rein theoretisch möglich wäre, nur durch Referate und 
Präsentationen durch ein Studium zu kommen. Dabei muss man w eiter 
nichts als sein jew eiliges Thema gelernt und seine Zeit in einem Vorle- 
sungs- oder Seminarraum abgesessen haben, um ein/e Bachelor o f  Arts 
oder o f  Science zu werden. Ein solches Horrorszenario wird es jedoch 
nicht geben -  die Prüfungen werden die HochschullehrerInnen beibehal­
ten, schließlich steht ihr Ruf, Inhalte und Kompetenzen zu verm itteln, auf 
dem Spiel -  aber die Verlockung ist angesichts der gestiegenen Anzahl an 
Prüfungen groß.
Und nur um Spekulationen vorzubeugen: W eniger Prüfungen heißt 
nicht weniger w orkload  -  der bleibt, wie der CHE zurecht feststellt, davon 
unberührt.
Ob jemand zu den 9 0 0  bisher vorgesehen Arbeitsstunden im Se­
m ester zwei oder acht Prüfungen abzulegen hat, dürfte allein e t­
was mit dem Adrenalin-Pegel zu tun haben, aber keinen Einfluss 
auf die Gesam tarbeitslast und auf die zeitliche Inanspruchnahme 
durch das Studium [haben]. Das ist auch einer [der] Gründe, w ar­
um die Studierenden in manchen Fächern für eine Unterteilung 
des Lernstoffs in m ehrere Teilprüfungen plädieren (2009 , S. 7].
Wie verm utet, erhalten die Hochschulen zudem nun noch mehr Kompe­
tenzen bei der Zulassung -  zumindest zum Master. So kann eine Zugangs­
prüfung stattfinden, statt an festen Kriterien festzuhalten, was zunächst 
als Ersatz gut klingt. Allerdings m acht der Anschluss eine solche optim i­
stische Sicht zunichte: »Zur Qualitätssicherung oder aus Kapazitätsgrün­
den können für die Zulassung zu Master-Studiengängen w eitere Voraus­
setzungen bestim m t werden« (KMK, 2 009 , S. 2].
Zu guter Letzt werden auch noch die Kompetenzen der Akkreditie­
rungsagenturen gestützt -  und darin sieht der CHE den »wirklich brisan­
ten Punkt« (2 009 , S. 5]. Statt nämlich endlich Akkreditierungsregeln fest­
zulegen, die auf Studierbarkeit ausgerichtet sind und nicht nur auf forma­
le Vorgaben, wird lediglich generell empfohlen, Schlüssigkeit des Studien­
konzepts und die Studierbarkeit zu überprüfen und zu bestätigen, was
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nun einen erneuten Bürokratismus nach sich ziehen könnte, der die Ver­
fahren zur Akkreditierung »noch engmaschiger und bürokratischer« w er­
den lässt. Erinnert man nun, dass die Akkreditierungsagenturen bereits 
die Studiengänge zugelassen haben, gegen die die Studierendenproteste 
sich richteten und die von der Politik als »in so hohem Maße als hand­
werklich fehlerhaft und unstudierbar eingeschätzt werden, dann ist das 
Akkreditierungssystem insgesam t in Frage gestellt« (ebd., S. 5]. Zu b e­
fürchten jedoch ist, dass diese Einschätzung nicht Konsens wird und das 
bürokratische Akkreditierungsmonster, das zudem Lehrkapazitäten bin­
det, da die Gutachterinnen allesam t Professorinnen sind, noch w eiter aus­
gebaut wird und uns beherrscht.
Pessimistisches Fazit
Es bleibt zu befürchten, dass die Studierenden die Eckpunkte der KMK 
nicht lesen werden -  vielleicht dauert es wieder elf Jahre, ehe sich Protest 
regt -  oder sie nicht zu lesen und die richtigen Schlussfolgerungen zu zie­
hen wissen, wie ich ihnen bei meinem Vortrag in Erlangen, auf dem der 
erste Teil des Beitrags fußt, vorgehalten habe. Den vorliegenden Beitrag 
werden die W enigsten in die Hand bekommen, wie auch die Stellungnah­
me des CHE, die seit Ende 2 0 0 9  verfügbar ist, bisher jedoch nirgends 
ernsthaft diskutiert wird. Auch diese Kröte werden die Studierenden 
schlucken, das Studium wird nicht weniger belastend und wahrscheinlich 
wird das, was an den Universitäten verm ittelt wird, noch weniger. Wofür 
waren die Studierenden aufgestanden, um zu protestieren? Sie bekom ­
men alles -  aber leider doppelt davon!
► Anm erkungen
1 Zur Lage der Psychologie im Bologna-Prozess und einer kritischen Auseinan­
dersetzung siehe Heft 16 (1] des Journals für Psychologie mit dem Titel Bolo­
gna-Prozess. Curriculum und Paradigmen in der Psychologie http://www.jour- 
nal-fuer-psychologie.de/jfp-1-2008.html.
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